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Prüfungsauftrag und -vedahren

Def Landesrechnungshof hat gemäß S 137 Abs. '1 Satz 2 KVG LSA eine überörtli-

che Prüfung aller in seinen Zuständigkeitsbereich als Prüfungsbehörde fallenden

Kommunen und Zweckverbände der Tdnkwasserversorgung und Abwasserbeseiti-

gung mit dem Schwerpunkt ,,Derivatgeschäfte und deren Auswirkungen auf die

Haushalts- und Wirtschaftsführung von Kommunen und Zweckverbänden" durchge-

führt.

Ziele der o. g. Prüfung sind die:

Erstellung eines Gesamtüberbljcks über Umfang und Ausmaß des Einsatzes de-

rivativer Finanzierungsinstrumente auf kommunaler Ebene in Sachsen-Anhalt,

ldentifikation spezieller Risiken und Fehlerquellen beim Einsatz dieser Finanzie-

rungsinslrumente in den Kommunen und Zweckverbänden und

Sensibilisierung der Geprüften für Schadensminimjerungspotenziale, insbeson-

dere mögliche Regress- und Schadensersatzansprüche gegen Banken und/oder

Verantwortliche in den Kommunen/Zweckverbänden.

Die Prüfung erfolgte in zweiTeilen:

In einem ersten Schritt hat sich der Landesrechnungshof im Rahmen einer standar-

disierten softwaregestützten Erhebung bei den Kommunen und Zweckverbänden

einen Überblick über Grundsatzdaten und die seit dem Jahr 1999 durchoeführten

Dedvatgeschäfte verschafü .

Die Auswertung der Ergebnisse dieses Erhebungsabschnittes ist lnhalt des hier

vorgelegten Teil '1 des Prilfungsberichtes. Er basiert auf den eigenen Angaben der

Kommunen und Zweckverbände.

Nach Auswefung der erhobenen Daten wählte der Landesrechnungshof im zweiten

Schift einzelne Kommunen und Zweckverbände aus, in denen er aufgrund der v. g.

Ergebnisse ercänzende bzw. vertiefende öriliche Erhebungen durchführte.

Die Ergebnisse dieses Erhebungsabschnittes wird der Landesrechnungshof in Teil 2

des Prüfunosberichtes darstelJen.
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Zusammenfassung derwesentlichen Prüfungsergebnisse
Der Landesrechnungshof stelli seinem Bericht die wichiigsten Prüfungsfeststellun-
qen voran:

Von den geprüften Stellen gaben 27,3% de[ Landkrejse, 66,7% der Städte (über

25.000 Einwohner) und 50% der geprüften Zweckverbände an, selbst bzw miF
telbar über ihre Eigenbetdebe und Beteiligungsgesellschaften Derivatgeschäfte

abgeschlossen zu haben. Diese Kommunen/Zweckverbände bzw. ihre Beteili-
gungen und Eigenbetriebe haben insgesamt mindestens 267 Derivatgeschäfte
abgeschlossen. Die Höhe der damit abgesicherten Grundgeschäfte beträgt min-
destens 1,23 Mrd. Euro. Somit stellt der Einsatz von derivativen Finanzinstr.

menten auf kommunaler Ebene keine Ausnahmeerscheinunq. sondern ein flä-
chendeckendes Phänomen dar (vgl. Pkt.6.1).

Hinsichtlich der Höhe haben ein Landkfeis, zwei Städte und fünf Zweckverbände
Grundgeschäfte mit Volumina von mehr als 30 Mio. Euro mit Derivatgeschäften

belegt. In der Summe sind diesen acht Kommunen und Zweckve$änden 76,2clo
aller erfassten crundgeschäfte zuzurechnen (vgl. PK. 6.2).

Füni Städte und 13 Zweckverbände gaben an, dass sie selbst oder ihre BeteilF
gungen Defivatgeschäfte mii negativen lvlarKwerten beendeten. Davon beziffef-
ten acht der Betroffenen die Summe der negativen lvlarktwerte auf 68,25 l\,4io
Euro. Die übrigen Kommunen und Verbände gaben die Höhe der negativen
l\ilarktwerie im Rahrnen der Onlineerhebung nicht an (vgl. pkt. 6.3).
54,3"/o der geprüften Stellen, die mitteilten, Derivatgeschäfte abgeschlossen z-
haben, gaben auch an, eine Dienstanweisung zur Durchführung von Derivaige-
schäften erlassen zu haben (vgl. Pkt. 6.4).

40% der geprüften Stellen, die angaben, derivative Finanzinstrumente ejnge-
setzt zu haben, teilten mit, einen Grundsatzbeschluss ihres Kreista-
ges/Stadtrates bzw. ihrer Verbands- oder Gesellschafterversammlung/ihres Auf-
sichtsrates zur Durchführung und umseizung von Derivatgeschäften eingeholt
zu haben (Pkt. 6.5).

Ein Zweckverband gab an, auch Derivatgeschäfte abgeschlossen zu haben, die
nach dem Derivaterlass von '1999 nicht zulässig waren (vgl. Pkt. 6.6).
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3. Prüfungsgegenstandund-maßstab
Der Landesfechnungshof hat aufgrund seiner Püfungsefahrungen in vorangegan-
genen Prüfungen von Zweckverbänden seinen Fokus auf den Einsatz von derivati-
ven Finanzierungsinstrurnenten auf der kommunalen Ebene gerichtet.

Derivatgeschäfte und ihre spezifischen Produktrisiken
,,Derivate sind Finanzinstrumente, deren Prcise sich nach den Kursschwankungen
oder den Preiserwartungen anderer Investments dchten. Derivate sind so konstru-
iert, dass sie d;e Schwankungen der Preise dieser Anlageobjekte überproportional

nachvollziehen. Daher lassen sie sich sowohl zur Absicherung gegen Wertverluste

als auch zur Spekulation auf Kursgewinne des Basisweds verwenden."r

Eine Fofm der derivativen Finanzinstrumenle sind Zinsderivate oder sog. Swap-
Verträge (Zinsaustauschgeschäfte). Der Wert dieser Derivate richtet sich nach der
Anderung eines bestimmten Zinssatzes.2 Bei Swaps handelt es sich um sogenannte

Over The Counter (OTC)-Geschäfte, die außerbörslich zwischen den Kontrahenten
(Kfeditinstitul und Kunde) abgeschlossen werden. OTc-Derivate ermöglichen indivi-
duelle Modifikationen und sind nicht standardisiert. Es gibi für diese produkte kernen
Börsenhandel. Dies ist aus Sicht der Kommunen und Zweckvefbände der'vef-
gleichbarkeit und Transparenz grundsätzlich abträglich. Zudem unterliegen OTC-
Derivate nicht den üblichen Kontrollmechanismen durch die Börse.

Der Abschluss eines Zinsderivatgeschäftes3 ermöglicht es den Kommunen, auch
bei einem bereits laufenden Kfedit noch Einfluss aul die Höhe der Zinszahlungen

und Zinsänderungsrisiken zu nehmen. Es wäre daher unzutreffend, den Einsatz von
derivativen Finanzinstrumenten auf kommunaler Ebene generell zu verurteilen.{ In-
soweit ist eine differenzjerte Betrachtungsweise erforderlich

Ziel des Landesrechnungshofes war es, u. a. festzustellen, ob die Kommunen und
Zweckverbände zulässige Zinssicherungs- oder -optimierungsgeschäfte tätigtens/

bzw. ob und ggf. auch in weJchem Umlang sie spekularive6 Derivatgeschäfte ein-

setzten.

' Deirllion ausr hilp://boersenlerkon.faz.fevderivale hl|lrj Sland 18.07.2017,' Vgl. http:/ ̂w.daswirlschaftslerjkon.comi Siand 16.05.2018.' Vg . Detnition im sog, "De valerlass" u nter Nr. 1 (RdE . des lvll tSA vom 28.09.1 999, t\,lBt. LSA 1 999, S_ 1593 iq,' Vgl Dr . Jocher Wect (ämrpr e 'aben n:Ll^l ,gezo.\l. In: Dar Ne ,e ß ärrer er Auroäbe 0 0J r0 t B.'Vql  Der /d ler ld ,sLnre 'N 2 'RdLr l .desVlLSA!o r1809.1999 \4BrLSA1999,S t5S3' I ) .'lm winschafisw ssenschaillchen Ve.siändn s w rd der Begrlftdef Spekutation neutrat veNendet. Um Spekutation in djesem
Sinne hafdeltessich berejts, wenn eine offene Forderung gehaltenwird. NachA!ffassung des Landesrechnungshofes sind
Geschäfte m kommunahechrichen Sinne !. a. spekuläliv, wenn das Chancen-Rtsken-Verhältfis unausgewogef zu Laslen
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Derivatvedräge enthalten spezifische produktrjsiken. Diese kommen bei ihrem Ein-
satz zu den ohnehin bestehenden Risiken einer kreditfinanzieren Deckung des Fi_
nanzbedarfs hinzu.

Charakteristisch filr Derivatgeschäfte ist, dass es sich um ceschäfte mit Wirkung tilr
die Zukunft handelt. Derivatgeschäfte sind demnach Dauerschuldverhältnisse, dte
keinem der im BGB iypisierten Veriräge entsprechen, also aiypisch sincl.T Die Vef_
tragspariner begleichen regetmäßig nicht die kompletien gegenseitigen Zinszahlun,
gen, sondern verrechnen Forderungen und Verbindlichkeiten aus den Derivat{re-
schäften zu bestimmten Zeitpunkten (sog. Nett'ng).

Da im gegenseitigen Vertrag die Chancen der einen Vertragspartei zugleich ein Ri_
sjko der anderen Veriragspartei bedingt, sind bei der Beurteilung, ob ejne ausgewo_
gene Geschäitsbeziehung zwischen Kredjtinstitui und Kunde vorliegt, mehrere As-
peKe zu berücksichtigen:

Aus juristischer Sicht: lst die Vertragsgestaltung ausgewogen, d. h. insbesonde_
re, ob sich beide Parteien ausgewogene Kündigungsmöglichkeiten eingeräumt
haben, wenn für sie die Risiken zu hoch werden?
Auf der lvlafktebene: Haben beide Seiten ausreichende Informationen, um sicn
eine Zinsmeinung zu bilden?

Auf der Produktebene: Haben die Geschäftspartner ausreichende Vorkenntnis-
se, um das komplexe Produkt verstehen zu können? Haben sie das,passende_
Pfoduki zu der von ihnen gebildeten Zinsmeinung ausgewählt?

Die Banken greifen beim Einsaiz enisprechender produkte auf finanzmathemathF
sche Berechnungsmethoden zurück, mii denen sie die entsprechenden Risiken des
ceschäfts - in Abhängigkeit prognostizierter zukünftiger Zinsverlaufszenarien _
möglichst genau für sich antLipieren können.

Auf kommunaler Seite sind dagegen häufig weder die entsprechende Fachkompe_
tenz im personellen Bereich noch die erforderlichen finanzmathematischen Bewer_
tungsprogramme vorhanden. Sie sind daher i. d. R. auf eine umfassende Beratung
eines Krediiinstituts oder eines fachkundigen Dritten über diese spezifischen Chan-
cen und Risiken angewiesen_ Andernfalls treten drastische lnformationsasymmei_
rien zwischen der Bank, die das produkt anbietet und dem Kunden auf. Fehlt otese
Beratung, kaufen die Kommunen und Zweckverbände ofi 'die Katze im Sack,,_s

? P_eid^c_unde^rirann/KJaß Nieding: Def cr\,rs-sp.ead Ladder s*p ars An ragefafle fdr Konmunen, ln: oer Gemeinde]rarshart
1Z2AO7 , S. 265 tf.

3Vgl. Dr Jochen Weckr Kämmeref haben nicht,gezockl ifj DerNeue Kämmerer; Ausgabe 01.03.20j8,



Negative Marktwerte
In Abhängigkeit von den Entwicklungen an den Zinsmärkten und den pfodukispezi-

iischen Besonderheiten kommt es wähfend der Laufzeit eines Derivatgeschäftes zu

Wertschwankungen. Diese werden stichtagsbezogen ermittelt und kEnnen aus def

Sicht des Kunden (hier Kommunen, Zweckverbände, Eigenbetriebe und kommunale

Beteiligungen) positive bzw. negative l\,4arktwerte erfeichen. Einflussgrößen auf die

Entwicklung der Marktwerte sind u. a.:

- Mafge des Kreditinstituts (enthält u. a. Verwaltungs-, Absicherungs- und Trans-

akiionskosten),
- Entwicklung der Basisinstrumente (bei Zinsswaps der Zins) und
- Produktkennzahlen/Produkteigenschaften und - struktur.

In der Vergangenheit haben insbesondere Kommunen durch den Einsatz dedvativer

Finanzinsirumente hohe negative l\,4arktwerte erzielt und dadurch Aufmerksamkeit

in den l\,4edien erregt.s

Der Landesrechnungshof hat im Rahmen def Püfung negativer MarKwerte folgen-

de Aspekte berücksichtigt:

- Die mit den Jahresabschlüssen bzw. anlassbezogen ausgewiesenen negativen

lvlarktwerte stellen eine von den Kreditinsütuten stichtagsbezogene Bewertung

von Derivatgeschäften für den weiteren Verlauf (bis zur regulären Beendigung)

dar und sind betfagsmäßig nicht automatisch als Verlust oder Schaden zu qualr-

fizieren.
. Bei einer vozeitjgen Beendigung von Derivatgeschäften entsprechen die dann

ausgewiesenen negativen Marktuverte dem Preis, der für die voveitige Beendi-

gung des Geschäftes zu zahlen ist. Sie stellen eine Art ,,Vorfälligkeitsentschädi
gung" und somit einen realisierten Verlust dar.

Ob der mit Beendigung ezielte Vedust aus einem Derivatgeschäft auch einen

Schaden im jurjstjschen Sinne darstellt, ist dann im Einzelfall untef Berücksichti-

gung der Grundsatzentscheidung und den produktspezifischen Besonderheiten

zu ermitteln.

'5 2. B. ,Zinsgeschäfte in Sachsen - Wenf der Kämmerer zockl' Soddeulsche Zeitung vom 25.03.201? ,De valeprozess zieht
seine Kfeise Pfopheimer Zeitrng vam 24.11 .2017 , ,,Bewährungsslrafe Jü r Ex Kämmere/ t Krcisboie Landsbe€ (Bayern) vom
02-a2,2014.
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Erhebungsverlauf
Die an der softwaregestützten Erhebung teilnehmenden Kommunen und Zwecl(ver_
bände sollten zunächst grundsätzlich angeben, ob sie Derivatgeschäfte getätigt ha_
ben.

Die Kommunen und Zweckvefbände, die selbst oder durch ihre Beteiligungsgesell_
schaften/Eigenbetdebe - Derivatgeschäfte abgeschlossen hatten, sollten dann im
Rahmen der Erhebung insbesondere zu folgenden Sachverhalten Stellung nehmen:

- AnzahlderDerivatgeschäfte,
- Höhe der abgesicherten Grundgeschäfte,
- Anzahl der mii negativen lvla|ktwerten beendeten Deivaigeschäfte/Höhe dieser

negativen l\larktwerte,
- Dienstanweisung Derivaie sowie
- Grundsatzbeschlüsse verantworllicher Organe zu Derivaten_

Der Landesrechnungshof hat zunächst auf der Grundlage der vom Statistischen
Landesamt Sachsen-Anhalt veröffen ichten Einwohnerzahlen zum 3.1.12.2015 und
der vom MULE geführten übersichten der im Land Sachsen-Anhalt gegenwärtig tä_
tigen Zweckverbände der Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung fesige_
stellt, in welchen Landkreisen, Städien und Zweckverbänden er gemäß S 

.137 Abs. 1
Satz 2 KVc LSA Prüfungsbefugnisse besitzt. Danach war er für 1i Landkreise, 18
Städte und 45 Zweckverbände - insgesami also 74 Kommunen und Zweckverbände
* als überörtliche Prüfungsbehörde zuständig. lm Verlauf der Erhebung hat der
Landesrechnungshof jedoch festgestellt, dass es weitere, bisher njcht jn die Erhe_
bung einbezogene und auch nicht in den o. g. Aufstellungen des IVIULE enthaltene,
Zweckverbände gibt:

zvz,
zvzA,
zvT,
ZVR und

zvzB.

Füf den ZVY lagen dem Landesrechnungshof bereits aufgrund seiner im Jahr 20.j6
durchgeführten überörtlichen Prüfung Ergebnisse zu durchgeführten Derivatge_
schäften vor. Deshalb hat er von einer erneuten Erhebung in diesem Verband Ab_
stand genommen. Die Ergebnisse dieser prüfung hat er aber in die Auswertung der
aktuellen Erhebung mit einbezogen.
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Eine Ankündigung der Prüfung mit der Bitte um Benennung eines Ansprechpartners

und Hinweisen zur Durchführung der geplanten überörtlichen Prüfung hat der Lan-

desrechnungshof am 23.08.2017 verschickt.

Zum vorgesehenen Tag der Beendigung der Efiebung (20.10.2017) lagen Ergeb

nisse für 74,3% der geprüften Stellen vor.

Def Landesrechnungshof hat die säumigen Komrnunen und Zweckvefbänden mehr

fach erinnert und nachträglich noch die v. g. fünfweiteren Verbände in die Erhebung

mit einbezogen Diese Verzögefungen haben dazu geführt, dass ef die Erhebung

etsl am 27 .11.2017 abgeschlossen hat.

Rechtliche Rahmenbedingungen für den Einsatz derivativer

Finanzinstrumente auf kommunaler Ebene in Sachsen-Anhalt

Die Berechtigung von Kommunen, derivative Finanzinstrumente einzusetzen, beruht

auf der Selbsiverwaltungsgarantie gem. Art. 28 GG/Art. 87 LV LSA und dem kom-

munalen Haushaltsrecht (Finanzhoheit). Das kommunale Haushaltsrecht verpflichtet

die Kommunen zur sofgfäliigen Vefmögensverwaltung und zur Beachtung ausrei-

chender Sicherheiten bei Geldanlagen gem. S l'12 Abs. 2 KVG LSA. Weiterhin

müssen die Kommunen die gemeindliche Aufgabenerfüllung gem. S 9B Abs. 1 Satz

1 KVc LSA dauerhaft sicherstellen sowie ihre Haushaltsführung wirtschaftlich ge-

sialten (g 98 Abs. 2 KVG LSA). Def Einsaiz von Derivaten im kommunalen Bereich

findet folglich seine Grenze im Spekulationsverbot. Danach ist es den Kommunen

unteßagt, wirtschaftlich nicht vertretbare Risiken bei der Verwaliung des kommuna-

len Vermögens einzugehen.l0 Diese Vorschriften gelten gem. S 2 Abs.4 GKG-LSA

auch für Zweckverbände.

Kommunen (und Zweckverbände) können daher Derivatgeschäfte zulässigeMeise

nur im Rahmen eines aktiven Zins- und Schuldenmanagements einsetzen. Spekula-

tive Derivaigeschäfte sind lür Kommunen verboten. Die Abgrenzung zwischen (un-

zulässigen) spekulativen und (zulässjgen) zinssichernden- bzw. zinsoptimiercnden

Defivatgeschäiten erfolgt zunächst über den sog. ,,Konnexitätsgrundsatz", nach wel

chem zwischen dem Darlehen und dem Grundgeschäfi sowohl der Höhe nach als

auch in zeitl icher Hinsicht ein sog. innerer homogener Zusammenhang bestehen

muss.

r0 Vgl. auch Arstührungen des Ml LsA in der Kleifen Anfrage vom 15.06.2017 (Drucksaclre 7/1545)
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Zum Umgang mit diesen Finanzierungsinstrumenten gab das Ml LSA erstmals 1999
Hinweise und Empfehlungen als Runderlass (RdEn. Ml LSA vom 28.09.1999 _
32.14 - 10245/1). Dieser Rundertass l ief nach fünf Jahren aus. Das l\ lt LSA erneu_
erte ihn bist zum Jahr 2012 nicht. Die kommunalen Spitzenvefbände und das t\,4F
LSA vereinbaden daher, dass das [,4F LSA - in Anlehnung an den bisherigen
Runderlass - Hinweise und Empfehlungen zum Einsatz von derivativen Finanzre_
rungsinstrumenten erarbeiten sollte. Das MF LSA veröffenflichte ein entsprechen_
des Papier am 3'1.05.2005. Auch in der Folgezeit war das Thema Gegenstand von
verschiedenen Hinweisen und EmpfehJungen des Landkreistages und der Kommu_
nalaufsicht:

Rundschreiben Nr. 231l2005 des Landkreistages Sachsen_Anhalt vom
09.06.2005,,Hinweise und Empfehlungen zum Einsatz von derjvativen Finan-
zierungs jnsirumenten",

Rundverfügung Nr. 26107 des Landesverwatiungsamtes vom 23.10.2007,,Ein_
satz von derivativen Finanzierungsinstrumenten,',

Rundverfügung Nr. 11l08 des Landesverwaltungsamtes vom 03.03.2008 ,,Ein-
satz von derivativen Finanzierungsinstrumenten; Betrachtung des Grundsatzes
der sparsamen und wirtschaffl ichen Haushaltsführung,,,
Rundverfügung Nr- 35/08 des Landesverwaltungsamtes vom i0.1.1.2008 ,,Be_
handlung von Verlusten aus derivativen Finanzierungsinstrumenten in der Ge_
bührenkalkulation",

Erlass des l\,4inisteriums für lnneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt vom
30.03.201 2,,Einsatz von Zinsderivaten".

Wesentliche Punkie des sog_ Dedvaterlasses von 1999 bzw. der Hjnweise und
Empfehlungen (vgl. Anlage 1) waren dabei:
a. Vorbedingung zum Abschluss eines Derivatgeschäftes ist die Beachtung des

Konnexitätsprinzips; d. h. Zinsderivate dürfen nur in direktem Zusammenhanq
mit einem Kfeditgeschäft (Basisgeschäft) abgeschlossen werden.

b. Die Verualtung ist verpfljchtet, vor Abschluss eines Zinsderivais Vergleichsan-
gebote bei anderen Banken ejnzuholen, um günstjge Konditionen zu ermitteln.

c. Der Einsatz von Derivaten setzt eine gui funktionjerende Finanzverwaltung vo-
raus, die enisprechende Sicherungsvorkehrungen zum aktiven Monitoring der
De vatgeschäfte irifft. Diese Sicherungsvorkehrungen sollten in einer DiensF
anweisung festgelegt werden.

d. Die Dienstanweisung sollte auch Fesflegungen zur internen Dokumentation
enthalten-



Der Landesrechnungshof hat die in den v. g. Erlassen und Hinweisen niedergeleg-

ten Grundsätze, unabhängig von der Geltungsdauer der jeweiligen Vofgaben, als

Prüfungsmaßstab für die abgeschlossenen Derivatgeschäfte der Kommunen/def

Verbände angewandt. Nach Aulfassung des Landesrechnungshofes spiegeln diese

Handlungsanweisungen allgemeine Grundpinzipien des Haushaltsrechts, hier kon-

kret bezogen auf derivative Finanzierungsinstrumente, wider, die die Komrnunen

bzw. Zweckverbände auch unabhängig von diesen Hinweisen zu beachten naDen.

6. ErhebungsergebnisseimLandSachsen-Anhalt
Der Landesrechnungshof hat hinsichtlich durchgeführier Derivatgeschäfte rückwir-

kend bis 28.09.1999 (lnkrafttreten des Derivaterlasses) bei

- 11 Landkreisen,
- 18 Städten und
- 50 Zweckverbänden.

Daten erhoben.

In die Erhebung hat er weiterhin auf der Grundlage vorangegangener Prüfungen

Daten des ZVY sowje des ZVZ einbezogen. Bej der Auswertung der elekironisch

erhobenen Daten hat der Landesrechnungshof festgestellt, dass einige geprüfte

Stellen die Fragen nicht oder unvollständig beantworteten.

Die vom Landesrechnungshof in diesem Be cht dargestellten Erhebungsefgebnisse

sind daher jnsbesondere unter Beachiung folgender Aspekte zu würdigen:

- fehlende/ungenaue Angaben der SG zu eigenen Derivalen/Derivaten der Betei-

Jigungen,
- fehlende Angaben der SD zu eigenen Derivaten,
- fehlende Angaben der SC zu Derivaten der Beteiligungen,
- fehlende Angaben der Sl/des ZVUdes ZW zur Höhe der negativen MarKwerte

beendeter eigener Derivate,
- fehlende Angaben der SF zur Höhe der negativen Marktuverte beendetef Deri

vate der Beteiligungen sowie
- fehlende Angaben der SN zu Derjvatgeschäften ihrer Beteiligungen, ob solche

mit negativen Markhl/erten beendet wurden.

Weitefhin beeinflussen folgende Aspekte die durchschnittlichen statistischen Ergeb-

nisse maßgeblich:
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.  H  GmbH

An der H GmbH, einem komplett im Besitz von kommunalen Anteilseignern befindli_
chen Unternehmen der Trinkwasseryersorgung und Abwasserbeseitigung, sino u.a.
folgende Teilnehmer der Erhebung des Landesrechnungshofes beteiligt:

- zvE,
- zvc,
- zvl ,
- ZVT und
- ZVR.

Diese fünf Verbände tätigten entsprechend ihren Angaben in der Erhebung setbsi
keine Derivatgeschäfr e.

Dem Landesrechnungshof isi jedoch aufgrund früheref prüfungen in Abwasser_
zweckverbänden bekanni, dass die H GmbH in der Vergangenheit ein Derivaige_
schäft zur Absicherung eines Grundgeschäftes in Höhe von 2 Mio. Euro abge_
schlossen hatte. Dieses ceschäft beendete die H GmbH mit einem negatven
lvlarktwe{. Die kommunale cesellschaft verglich sich hinsich ich der von ihr zu zah_
lenden Summe mit der Bank, mit der sie das Derivatgeschäft getätigt hatte. Die Ver_
tragspartner verpflichteten sich, über die Höhe dieser Summe Stillschweigen zu
wahren.

Der Landesrechnungshof hat dazu fesigestellt:

- Infolge ihrer Stellung als Gesellschafter einer kommunalen cmbH sind fünf
Zweckverbänden durch ein einziges Derivatgeschäft Verluste entstanden, deren
Höhe für den Landesrechnungshof nicht ermittelbar jst.

- Die statistische Aussage der Erhebungsergebnisse, dass 25 von 50 Zweckver-
bänden (unter Berücksichtigung auch von Betejligungsgesellschaften) Derivatge_
schäfte getätigt haben, ist unier dem o. g. Aspekt zu relativieren.

. Verband ZVX

Der Verband ZVX

rivaterlasses auf

30 .11 .1998

gab im Rahmen der Erhebung an, seit dem lnkrafttreten des De_
der Grundlage eines Rahmenvertrages mjt einer Bank vom

- 47 Derivatgeschäfie zur Absicherung von Grundgeschäfien in Höhe von
440.746.001 Euro getätigt zu haben und
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- Derivatgeschäfte mit einem negativen l\,4arkh^reri von 51.124.a05 Euro beendet

zu haben.

Ergänzend zu diesen Sachverhalten erläuterte der Verband, dass

- die Summe der negativen lvlarktwerte nicht vollständig sei, da Auflösungsverein

barungen z. T. keine Angaben dazu enthielten,
- zwei Derivatgeschäfte bereits vor lnkrafttreten des Derivaterlasses getätigt wor-

den seien, so dass der Verband insgesamt 49 Derivate abgeschlossen habe,
- ein die Verbandsführung zum Abschluss der Derivatgeschäfte ermächtigendef

Beschluss für die Zeit vor dem 29.10.2004 dezeit in den Akten nicht vorliege und
- dero. g. Rahmenvertrag vom 30.11.1998sei bisher ebenfalls nicht auffindbar.

lnsbesondere die Angaben des ZVX, nach denen er im gesamten Land Sachsen-

Anhali allein

- ein gutes Drittel (35,8"/") aller insgesamt angegebenen Grundgeschäfte abgesi-

chert und
- rund drei Vieftel (74,9o/ol aller konkret angegebenen negativen Marktwerte aus

beendeten Derivatgeschäften zu vezeichnen habe,

machen nach Auffassung des Landesrechnungshofes eine Nachprüfung des Ver-

bandes im Rahmen einer Tiefenpdfung erforderlich.



6,1 GrundsäAliche Ergebnisse zurAnzahl der Derivatgeschäfte und zur
Höhe der abgesicherten Grundgeschäfte
Die grundsäizlichen Ergebnisse der vom Landesrechnungshof durchgefühden soft-
waregestützten Erhebung stellen sich wle folgt dar (siehe dazu auch Anlage 2 _ S):

25.000 EW)
zv

IRH LSA prlirungsberechtigi sem. l$/c LSr,/EW-ZahteL 1 8 50
GesamEahl Teilnehmer Oerivatprüf ung: 7S 1 1 f 8 50
Haben selbst Derivatgeschäfte durchgetühd: 31 3

(27,3)
8

144,4)

2A

(40,0)
Beteilisungen naben Der'vaisesct ale duzns;iur- 0 7 6
Elgenbetriebe (EB) haben Derivatgeschefio?trchsarüi- o 1
Haben selrlst Derivatgeschäfle m[ negativen t',tarkiweden 0 3 I

Können Höhe dieser negaiiven [,tarktwerte benennen 2
Können Höhe dieser nesativen irarltuede nichtben;men 1
Beteiligungen baben D€rlvaiseschäfre mit nesarjveä 3

Können Höhe dieser negäriven tMa*iwerte benennen 1 0
Kö1re. Höhe dreser negauven tlla*trnene ntirt oenen-nen 2 5
Kommunedzweckverbände (be. ihr€ Bereitigungen
oder Eisenbeklebe, deren Handetn den Kommu-
nen/zweckverbänden zuzurechnen ist) häben Denva!-
geschäfte getätigt 40

3

127,3)

1 2

(66,7)

lm Ergebnis der Erhebung hat der Landesrechnungshof festgestellt, dass
- 3 Landkreise,
- 12 Städte und
- 25 Zweckverbände derTdnkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung

bzw deren Beieiligungsgesellschaften und Eigenbetrjebe Derivatgeschäfte nach ei_
genen Angaben durchfühden.

Diese Kommunen und Zweckverbände haben insgesamt
- die Anzahl der von ihnen, ihren Beteiljgungen bzw. Eigenbetrieben abgeschtos-

senen Derivaigeschäfte auf mindestens 267 bezifferl und
- die Höhe der von ihnen, ihren Beteiligungen bzw. Eigenbeirieben abgesjcherten

Grundgeschäfte mit mindestens 1.232.174.589 Euro angegeben.
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Die einzelnen Zahlen verteilen sich dabejje nach Art der geprüften Stelle wie folgll

Höhe derabsesicherten Grundseschäfte

{mindestens)
in Euro

3 23 50.630.734

Slädte 1 2 71 395.393.105

25 173 786.150.750

267 1 .232.174.589

Der Landesrechnungshof hat bei der Auswertung des erhobenen Datenmaterials

festgestellt, dass
- 27,3% aller Landkreise,
- 66,7% aller Städie über 25.00 Einwohner und
- 50,0% aller Zweckverbände der Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseiti-

gung

angaben, seibst oder mittelbaf über ihre Eigenbetriebe/Beteiligungsgesellschaften

Derivatgeschäfte durchgeführt zu haben. Die Höhe der dadurch mit Derivatgeschaif-

ten belegten Grundgeschäfte beläuft sich auf rund 1,2 Mrd. Euro.

Def Landesrechnungshof bewertet daher den Einsatz von Derivatgeschäften auf

kommunaler Ebene nicht als Rand - oder Ausnahmeerscheinung in EinzelfäJlen,

sonde.n als flächendeckendes Phänomen.

Aufgrund der besonderen produktspezifischen Risiken dieser Finanzinstru-

mente und der festgestellten Verbreitung empfiehlt der Landesrechnungshof

dem Land, verbindliche Regelungen für die kommunale Ebene zum Einsatz

derivativer Finanzinstrumente zu erlassen urid deren Umsetzung in geeigneter

Form zu überwachen.

Die Einhaltung dieser Vorgaben haben Kommunen und Verbände für Derivat-

geschäfte ihrer Beteil igungsgesellschaften entsprechend über ihr Beteil i-

gungsmanagement zu steuern,

Der Landesrechnungshof regt an zu prüfen, ob Derivatgeschäfte im kommu-

nalen Bereich weiterhin zugelassen werden sollen, Er hält es in iedem Fall für

notwendig, auch für Derivatgeschätte einen Genehmigungsvorbehalt für die

Kommunataufsichtl l einzuführen, um einen ständigen und aktuellen Überblick

über das Ausmaß der Verwendung dieser Instrumente im Land zu haben. Die-

rrVgl S 108Abs.2 und4 KVG LSAenihäll entsprechende Genehmigufgsvorbehalie fürdie Kred lauinahme der Kommunen.
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se Regelungen sollen regelmäßige Berichtspflichten zum Einsalz dieser pro-
dukte enthalten, um auch auf kommunaler Ebene Transparenz beim Einsalz
von derivativen Finanzinstrumenten herzustellen.i2

6.2 VerteilungderabgeschlossenenDerivatgeschäfte

Hinsich jch der Anzahl der abgeschlossenen Derivatgeschäfte sind 5r,3% aller er-
fassten Geschäfte allein einer Stadt und zwei Zweckverbänden zuzurechnen:

in % allertm nanmen aerEiEätäf
festgestettten Derivate

SF

Städt. Beteiligungen
1 2

25
4,5

9,4
zvx 47 17,6
zw 53 19,8
GESAMT 137 51,3

Hinsichtlich der Höhe der abgesicherten crundgeschäfte haben ein Landkreis, zwei
Städte und fünf Zweckverbände Volumina von mehr als 30 lvlio. Euro mit Derivatge_
schäften belegt- In der Summe sind diesen acht Kommunen und Zweckveüänden
76,2% aller erfassten Grundgeschäftezuzurechnen.

Derivate
Höhe Grundgeschäfte

(in Euro)
in % der Höhe allerer,

fassten Grundgeschäfte
LKB 1 6 33.406.562 2,7
sc
St?idf. Beteitigungen

7

2
30.000.000

6.770.771
2,4

0,6
SF

Städt. Beteillgungen

1 2 45.410.O44

221.989.539 18,0
zvA 12 39.709.875
zvP 1 42.036.566 3,4

I 42.149.146 3,4
zvx 47 440.746.OO.1 35,8
zvY 53 37.005.311 3,0
GESAMT 183 939.223.815 76.2

Dje SF und ihre städtischen Beteiligungen sowie die Zweckverbände ZVX und ZVy
haben zusammen 5'1,3% aller in der Erhebung des Landesrechnungshofes erfass_
ten Derivatgeschäfte abgeschlossen.

i'ivgr' dazu d'e entsprechenden vorgaben äufLandesebeneinsbes- s 9 i,v m.5 1 Abs.2 satz 4 der schurdenordrlng iordasLand Sachsen-Anhalt (LsO- cVBl. LsA 1992, 920 jn de. Fassuns vom r8_ iovember 2oo5, cVBi LsAa.6ss.7o8).



1 8

Gleichzeitig haben sie unter Ven^/endung dieser Derivate versucht, Grundgeschäfte
in einer Gesamthöhe von insgesamt 745.150.895 Euro abzusichern bzw. zu opti-
miefen; dies entsprichi 60,5% der in der Erhebung erfassten cesamthöhe abgesi-
cherter bzw. opiimierter Giundgeschäfte.

Aufgrund der hohen Anzahl def abgeschlossenen Derivatgeschätte bzw. der Höhe
der abgesicherten Grundgeschäfte bewertet der Landesrechnungshof das mögliche
Schadenspotential in den genannien Kommunen und Verbänden als besonderc
nocn_

In diesem Zusarnmenhang weist der Landesrechnungshof darauf hin, dass insbe,
sondere der Einsatz von komplexen Finanzinstrumenten, wie beispielsweise Swap-
Geschäften, gut funldionierende Organisations- und Kontrollstrukiuren vofausset-
zen. Derivatgeschäfte sind grundsätzlich keine Angelegenheiten def laufenden Ver,
waltung, sondern gehören zu den nichi übertfagbafen Angelegenheiten der Kom-
munen und Zweckverbände (vgl. S 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA und S 16 cKc-LSA).
Den Vertretungen der Kommunen bzw. den VerbandsversammJungen def Zweck-
verbände und auch deren Mitgliedskommunen komrnt daher eine besondere ver-
antwortung im Rahmen der Kontrolle zu, wenn sie slch in einem Grundsatzbe-
schluss zum Einsatz derivativer Finanzinstrumente entschieden haben. Sie können
sich ihrer Verantwortung für dje ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung nicht enfledi-
gen, sondern müssen den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten über ent-
sprechende Kontfollen und Berichtspflichten überwachen. Dies gilt entsprechend für
die Kommunalaufsicht, wenn sie feststellt, dass die Kontrollmechanismen auf korrF
munalef Ebene nicht entsprechend funktionieren.

Die Kommunen und Zweckvebände sind als juristische personen öffeniichen
Rechts Träger der Verwaltung und als solche gemäß Art. 20 Abs. 3 cc an Recn.
und cesetz gebunden. Gem. S 137 Abs. 6 KVG LSA haben sich dje geprüften

Kommunen und Vetbände in eigener Verantwortung mit den prüfungsergebnissen

des Landesrechnungshofes auseinanderzusetzen und dje Beanstandungen zu erJe-
djgen. Die Kommunalvertretungen bzw. Vebandsversammlungen müssen die Stel-
lungnahme zum Prüfungsergebnis beschließen (vgl. S 45 Abs. 2 Nr. 5 KVG und S
16 GKG-LSA). Die Kommunalaufsichlsbehörden begleiten und überwachen die Er-
ledigung der Beanstandungen (vgl. S 

' l37Abs. 2 S. 3 KVG LSA).
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Der Landesrechnungshof empfiehlt daher insbesondere den v. g. Kommunen
und Verbänden, ihre Derivatgeschäfte umgehend zu überprüfen und ggf.
Schadensminderungsmaßnahmen einzuleiten. Die zuständigen Kommu_
nalaufsichtsbehörden solllen diese prüfungen begleiten und kontrollieren.

Beseitigen die Kommunen und Zweckverbände die Rechtsverstöße nicht, ha-
ben die Kommunalaufsichtsbehörden den Einsatz ihrer Aufsichtsmittel nach
SS 146 bis 149 KVG LSA zu prüfen.

6.3 Mit negativen Marktwerten beendete Derivatgeschäfte

Im Rahmen der Erhebung gaben jnsgesamt fünf Städte und i3 Zweckverbände an,
dass sie selbst oder ihre Beteiligungen Derivatgeschäfie mit negativen lvlarKweden
beendeten.

Die SN machte für ihre Beieiligungen keine Angaben über beendete Derivate m
negativem l\,,larktweri.

Folgende drei Städte und ftinf Zweckverbände gaben dje negativen Marktwerte Der
Beendigung der von ihnen bzw. von ihren Beieiljgungen getätigten Derivatgeschäfte
wie folqt an:

Folgende Städte und Zweckverbände bezifferten die Höhe der negativen Markt_
werte beendetef Derivaigeschäfte im Rahmen der Erhebungen nicht:

- SF (für Beteiligungen),
- st,
- SL (für Beteiligungen),

Kommune^/erband Negativer lvlarktdert

beendeter Derivatgeschäfte

(in Euro)
' t . zvx 51.124.805
2. ZVN 6.888.400
3. zvY (mindeslens) 4.019.600

SD (Beteiligungen) 3.615.000

1.624.AA0
6. SJ 469.200
7. zvo 437.000
8. zvu 80.000

GESAMT 68.258.005
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, ZVCI ZVEI ZVRIZVT| ZVW (alle für ihre Beteiligungsgesellschaft H GmbH - sie-

he Pkt. 6.),
- zvL,
- ZVP und
- zw.

Der Landesfechnungshof sieht in den Dedvatgeschäften, die Kommunen und

Zweckverbände rnit negativen Marktwerten beendet haben, ein mögliches Scha-

denspotential beim Einsatz derivativer Finanzinstrumente auf kommunaler Ebene-

Bej regulär beendeten spekulativen Derivatgeschäften ist def Schaden durch

Vergleich der für das Derivatgeschäft geleisteten Zinszahlungen mit den theore-

tischen Zinszahlungen, die sich aus dem Basisgeschäft ergeben hätten, zu er-

mittein.

Bei vozeitig beendeten spekulativen Deivatgeschäften ist bei der Schadensbe-

rechnung auch noch der negative l\,4arktwert zusätzlich zu berücksichtigen.

Bei Verlusien aus beendeten grundsätzlich zulässigen Geschäften ist zu prüfen,

ob die rechtl ichen Rahmenbedjngungen eingehalten wurden. Liegen Pflichtver-

stöße vor, können auch Verluste aus diesen Geschäften einen Schaden darstel-

len.

Dje v. g. Ausführungen zeigen, dass die Frage, ob den Kommunen bzw. Zweckver-

bänden durch negafiv verlaufene Derivatgeschäfte ein Schaden entstanden ist, niclti

pauschal beantwortet werden kann. Vielmehr haben die Kommunen und Zweckver-

bände einen ggf. entstandenen Schaden in jedem Einzelfall zu ermitteln.

Nach der aktuellen Rechtsprechungl3 sind die Banken beim Abschluss von Verträ-

gen über derivaiive Finanzierungsinstrumente verpfiichtet, ihre Kunden insbesonde-

re aufgrund der lnfofrnationsasymmeirien über die spezifischen Nachteile und Risi-

ken bzw. vedraglichen Besonderheiten des gewählten Produkts aufzuklären. Eine

Aufklärungspflichtverletzung kann zu einem Anspruch aul Ercatz der durch das ge-

wählie Produkt entsiandenen l\,4ehrkosten führen.'4

Der Landesrechnungshof empfiehlt den Kommunen und Zweckverbänden, die

Derivatgeschäfte abgeschlossen haben, zu prüfen, ob

- sie die Vorgaben der Erlasse des Ml LSA bei Abschluss und während

der Laufzeit einhiellen bzw. einhalten,

13 Vgt. z.B. z.B. OLG siuligad, Urieilvom 27.10.2010, Az: s U '148108: BGH Ui. v. 22-03 2011, Az. xtzR 33/1Oj BcH Url. v
19.12.2A17, Az-: Xl ZR 152h7 .

'' Vd. BGH Utt. v. 19.12.2017 , Az.: Xl ZR 152h7
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sie insbesondere spekulative Derivatgeschäfte abschlossen und

der Kommune/dem Zweckverband durch die Verstöße ein Schaden

entstanden ist. Sie sind ggf. gehalten, umgehend mögliche Schadens-

ersatzansprüche gegen die Banken und/oder auch Regressansprüche

gegen die verantwortlichen Bediensleten geltend zu machen.

Die zuständigen Kommünalaufsichtsbehörden sollten diese Prüfungen unter-

stützen und kontrollieren sowie die entsprechenden Maßnahmen in Kommunen

unter 25.000 Einwohner init i ieren, die infolge der Zuständigkeitsregelungen für

die überörtl iche Kommunalprüfung nicht Gegensland dieser Prüfung waren.

Dienstanweisung Derivate

Eine grundsätzliche Empfehlung der den Kommunen und Zweckverbänden zur Ver-

fügung stehenden Regelungen (siehe Pkt. 5.) war die Erstellung einer Dienstanwei-

sung zur Durchführung von Derivaigeschäften (DA Derivate). Bereits im Derivaterlass
'1999 gab das Ml LSA grundsätzliche Inhalte einer solchen innerdienstlichen Rege-

lung vor; die Rundverfügung Nr. 26107 des Landesverwaltungsamtes beinhaltet eine

entsprechende lvlusterdienstanweisung.

Der Landesrechnungshof hat bei def Auswertung der Erhebungsergebnisse festge-

stellt, dass sich nicht alle geprüften Stellenl5 an diese Empfehlung gehalten haben;

Damit haben 19 (54,3o/a) von insgesamt 35 Kommunen und Zweckverbänden inner-

dienstliche Regelungen zur Durchführung und Umsetzung von Derivatgeschäften ge-

schaffen.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes spiegeln diese Zahlen erhebliche Steu-

erungs- und Kontrolldefizite beim Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten auf

kommunaler Ebene wider. Viele Kommunen und Zweckverbände haben es versäumt,

sich selbst Vorgaben zum zulässigen Einsatz sowie zur Überwachung und Steuerung

zu geben. Entsprechende Vorgaben und ihre Beachtung bzw. Kontrolle ihrer Einhal-

tung sind aber unabdingbare Voraussetzung für ein professionelles und damit auch

ein verantwortungsvolles Management.

DA nicht vorhanden KeineAngabe

3 Landkreise 2

l2 Süidte 7 4

20 Zweckverbände 1 1 I

c(unierNichibedcksicht isungderr i lnr ,HGmbH-VeÖände -s iehePkl .6. )



Indem sie sich keine Dienstanweisungen zur Regelung der Rahmenbedingungen für
den Einsatz derivativer Finanzinstrumente gaben, l ießen sie grundlegende Siche-
rungsvorkehrungenlB im Umgang mit djesen komplexen produkten außer Acht.
Strukturelle organisatorische Vorkehrungen zum Umgang mi1 cJefen Risiken beste-
hen daher auf kommunaler Ebene häufig nicht. Kommunen und insbesondere
Zweckverbände, die es nicht schaffen, entsprechende personelle und organ'satori_
schen Vofausseizungen für den Abschluss und die Betreuung derartigef Rechtsge_
schäfte zu schaffen, sjnd nicht dazu in der Lage, mit den produktspezifischen Risi-
ken von Derivaiverträgen professionell umzugehen. Daher müssten sie entweqef
solche Geschäfte unterlassen oder sich entsprechende unabhängige Expedise ejn_
kaufen.

Sofern Kommunen und Zweckverbände weiteftin derivative Finanzinstrunren.
te zur Zinssicherung einselzen, sind sie gehalten, die entsprechenden Sicne-
rungsvorkehrungen nach den Erlassen des Ml LSA bzw. ein entsprechenoes
Risikomanagement umgehend zu implemenlieren und zukünftig zu beachten.

Außerdem müssen Kommunen und Verbände für Derivatgeschäfte ihrer BeteF
ligungsgesellschaften die entsprechenden Maßnahmen über ihr Beteil i_
gungsmanagement steuern.

Der Landesrechnungshof empfiehlt diesen Kommunen und Zweckverbänden,
bei der Prüfung, ob die Zinssicherung/Zinsoptimierung für sie wirtschafflich
isl, grundsätzlich folgende Aspekte bei der Abwägung mit zu berücksichtigen:

- Für kleinere Kommunen und Verbände ist es in der Regel nicht wirt-
schaftlich, das Fachwissen, das für den Umgang mit derivativen Finan_
zierungsinslrumenten erforderlich ist, auf ihre Kosten vorzuhalten oqer
einzukaufen.

- Kreditaufnahmen mit Festzinsen, die der Aufgabenerfüllung des Ver,
bandes dienen, sind im Rahmen der Gebühren- und Beitragstinanzie_
rung in der Kalkulation planbar zu berücksichtigen.

16 Vgt. Nr.6 RdEn, des t\4lLSA vom 28.09.1s99 - 32.i410245/1 - l,IBt, LSA j999, s. 1593If.
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2 3

Grundsatzbeschlüsse zur Durchführung von Derivatgeschäften

Eine weitere grundsätzliche Empfehlung der den Kommunen und Zweckverbänden
zur Verfügung stehenden Regelungen (siehe Pkt. 5.) war die Einholung eines Er-
mächiigungsbeschlusses der jeweils zuständigen Organe (Kreisiag/Rav

Verbandsversammlung/Aufsichtsrat/Gesellschafterversammlung etc.) aus dem her-
vorgeht, dass die Verwaltung ermächtigi ist, im Rahmen der Kredittinanzierung er-
gänzende Vereinbarungen zu treffen, die der Steuerung von Liquiditäts- und Zins-

änderungsisiken sowie der Erzielung galnsiiger Konditionen und ähnlicher ZwecKe

bei besiehenden Schulden dienen.17

Nach Auslaufen des Derivaterlasses am 27.09.2A04 wurde ein solcher Beschruss

ersi wieder ln der Rundverfügung Nr 26107 des Landesverwaltungsamtes vom
23.10.2007 mit Hinweis darauf, dass Derivate keine Geschäfte der laufenden Ver-
waltung s jnd, geiorderl.

Für den Zeitraum 27.09.2004 bis zum 23.10.2007 gab es insoweit keine ausdnjckli-
chen Weisungen der obersten bzw. oberen Kommunalaufsicht. Nach Auffassung

des Landesrechnungshofes war.iedoch in diesem Zeitraum dje weitere Anwendung

des Derivaterlasses aufgrund allgemeiner haushaltsrechtlicher und kommunalrecni-
licherVorgaben angezeigt.

Die Ausweriung der Erhebung hat in dieser Hinsicht (unter Nichtberücksichtigung

derilinf,,H GmbH-Verbände" - siehe Pkt. 6.) folgendes ergeben (siehe auch Anlage

Beschluss voftanden

3 Landkreise LKB

LKC

8 Städte'" SF

SN

20 Zweckverbände zvA
zvB
ZVD

ZVH

zvl
zvL
ZVN

zvu
zvx
z\t{

" Vgl. N. J RoLd. des Ml LSA vom 28 09.1999 - 32.14 10245/l - VBl. LSA 1999, S, 1593 ff''Wed. ng nur der Sradrc welche serbsi (r;ch h e Bereiligungen erc.lDerivatqFs.täftegelädgr,raben
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Damit fassten nur die Organe von 14 (40,0o/o\ der insgesamt 35 Kommunen und

Zweckverbände Grundsatzbeschlüsse zur Durchführung und Umsetzung von Defr-

vatgeschäften.

Der Landesrechnungshof bewertet auch diese Erhebungsergebnisse als Beleg für

den relativ sorglosen bzw. auch laienhaften Umgang mit derivativen Finanzinstru-

menten auf kornmunaler Ebene. We bereits ausgeführt, wies das Ml LSA in seinem

Defivateflass ausdrücklich auf die Nohvendigkeit eines entsprechenden Beschlus-

ses ntn.

Kommunen und Zweckverbände. die weiterhin derivative Finanzinstrumente

einsetzen und diese Vorgabe nicht beachlet haben, müssen umgehend einen

entsprechenden Beschluss nachholen, Weiterhin sollten sie prüfen, ob ZuwF

derhandlungen der Verantwortlichen disziplinarrechtliche und/oder haftungs-

rechll iche Konsequenzen zur Folge haben können.

Art der getätigten Derivatgeschäfte

Die in Sachsen-Anhalt gültige Erlasslage (siehe Pkt. 5.) lässt unter bestimmten Vo-

raussetzungen den Abschluss ausgewählter Derivatgeschäfte zu. lnsbesondere

wefden diesbezüglich im Derivaterlass und im Rundschreiben Nr. 23112005 des

Landkreistages Sachsen-Anhalt/l\,4F LSA die Derivatformen Zinsswap, Cap, Swapti-

on und Fofwafdswap benannt.

Da der Landesrechnungshof in früheren Prüfungen bereits festgestellt hat, dass

Zweckverbände nicht nur die genannien Derivatformen abschlossen, hat er im

Rahmen seinef Erhebung die Frage gestellt, ob die geprüften Stellen außer den ge-

nannten ,,zulässigen" Derivatgeschäften weiiere Derivatgeschäfte abgeschlossen

naoen.

Diese Frage beant\/orteten fast alle teilnehmenden Kommunen und Zweckverbdn-

den mit ,,Nein". Lediglich ein Zweckverband antwoftete mit,,Ja".

Der Landesrechnungshof wird in den örtlichen Erhebungen stichprobenhaft
prüfen, ob die Kommunen und Zweckverbände auch andere als die im Deri-

vaterlass genannten Geschäfte abschlossen.



7. Hinweise: Gebührenrechtliche Aspekte des Einsatzes von
Derivaten
Kostenfechnende Einrichiungen sind Einrichtungen, die in der Regel ganz oder zum
Teil aus öffentlich-rechtlichen oder privatrechilichen Entgelten finanziert wefden. Die
Erträge aus (privatrechtlichen) Entgeiien oder (öfienflich_rechflichen) cebühren stel_
len die finanzwjrksamen Einzahlungen zuf Finanzierung ihrer Aufgabenwahrneh-
mung zur Verfügung. lm Rahmen der Aufgabenerledigung können verschiedene
Tatbestände dazu führen, dass die tatsächlichen Aufwendungen nicht vollständig
durch Gebühren gedeckt werden dürlen. Dazu zählen insbesondere nicht gebühren-
fähige Kostenarten (crundsatz der Erforderlichkeit sowie crundsatz der Wirtschaft_
lichkeit und Sparsamkeit).

Die Kosten einer Einrichtung (hier: technische Anlagen der Verbände) sind gem. S 5
Abs. 2 KAG LSA nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu ermitieln. Sie sind
nur ansatzfähig, soweit sie dem Erforderlichkeits- sowie dem Kostendeckungs_
grundsatz entsprechen und nichi gegen das Kostenaiberschreitungsverbot versto_
ßen. Die Nuizer der Einrichtung dürfen folglich nur mjt den Kosien belasrer zu wer_
den, die sich aus der Erbringung der gebührenpflichtigen Leistung ergeben.

Grundlage für die Gebührenkalkulaiion sind nach S 5 Abs. 2 KAG LSA die betriebs_
widschaftlich ansatzfähigen Kosten. Nach Auffassung des Landesrechnungshofes
knüpft diese Vorschrift an den sog. ,,werimäßigen Kosienbegriff an. Nach djesem
Begriff sind ,,Kosten der durch die Leistungsebringung in einer periode bedingte
Wedeverzehr an Giltern und Dienstleistunoen.,,le

Nach dieser Definition stellen Verluste aus Derivatgeschäften kejne betdebswirt_
schaftlich ansatzfähigen Kosten dar. Sie stellen keinen cüterverzehr dar und erfül-
Ien auch nicht das Merkmal der Sachbezogenheit. lnsoweit wären Verluste aus De_
rivatgeschäften insgesami nicht gebührenfähig.,0

Das KAG LSA erfasst in S 5 Abs. 2a als gebührenfähige Kosten der Ejnrichtung
u. a. auch Zinsausgaben für Fremdkapitalien. Zlnsausgaben in diesem Sinne fa en
nur für das Grundqeschäft an.

Der Landesrechnungshof hat festgestellt, dass es im kommunalen Bereich nichi üb_
lich war, negaijve lvlarkiwe.te separai (an die Bank) zu bezahlen. Vielmehr scnros-
sen die Beiroffenen häuflg im Anschluss an ein für sie mit negativem Marktwed be_
endetes Swap-ceschäft ein neues Swap-ceschäft mit cler gleichen Bank ab. Dieses

"  Br - i rg ,  'n  Dnehaus,  Komnunr labqäoe1eLht ,  (S tar  o  53 .  L 'q r  ,zungs  ,e te ru .g ,  Septero" r20  i ) , zu \6Rz.47'" Vq. RrndvefügJng dp. I andesLead rungsdmler vom 10.' t.2008 -Az.: 3Obt a_Rovfo..Js/Os



Folgegeschäft führte dann i. d. R. für die Kommunen bzw. Vefbände dazu, dass sie
für die neuen Swap-Verträge schlechtere individuelle Vertragsbedingungen erhiel-
ten, als sie zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ohne Einpfeisen des negativen
Marktwertes mafküblich waren. Sie zahlten damit in der Regel höhere Zinsen, teil-
weise auch über eine längere Laufzeit. Der Landesrechnungshof hat auch festge-
stellt, dass diese Zinszahlungen für spekulative Swap-Verträge in die GebührenKat-
kulation mit eingegangen sind. Diese Zinszahlungen stellen aber, wie gerade ausge-
führt, keine Zinszahlungen für das crundgeschäft und damit keine ansatzfähigen
Kosten im Sinne des KAG LSA daf.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes könnte es abef vedretbar sein, Inso-
weit zu berücksichiigen, dass den kosienrechnenden Einrichtungen im Zeitraum der
Nutzung von Derivaten höhere Kosten für Zinszahlungen entstanden wären, wenn
sie eine Kreditverpflichtung mit Festzinsbindung eingegangen wären. Danach waren
Kosten, dje aus Derivatgeschäften resultieren, in dieser Höhe gebührenfähig. Enf
standene Verluste aus spekulativen und deshalb kommunalrechflich unzulässigen
Derivatgeschäften fallen.jedoch gänzlich unabhängig vom prozess der Leistung und
Gegenleistung an und stellen sonrit aufjeden Fall einen Schaden dar. Sie stehen in
keinem unmittelbaren Zusammenhang mit dem Betrieb der Einrichtung und der
Leistungserbringung. Djese Schäden stellen daher begrifflich weder Betdebs- oder
Sachkosten noch kalkulaiorische Kosten dar.

Ejn entstandener Schaden aus spekulativen Derivatgeschäften ist daher nach Auf-
fassung des Landesrechnungshofes auf ieden Fall nicht gebührenfähig.

Der Landesrechnungshof empfiehlt dem Ml LSA klarzustellen, ob bzw welche
Koslen aus Derivatgeschäften gebührenfähig sind, um eine einheidiche und
rechtssichere Anwendung im Land herzustellen,

Die kostenrechnenden Einrichtungen sollten eine für Dritte nachvollziehbare
und transparente Plüfung der von den spekulativen Derivatgeschäften verur,
sachten Koslen/Schäden durchführen. Diese Kosten der spekulativen Deri-
vatgeschäfte dürfen in zukünftige cebührenkalkulationen nicht eingehen und
sind ggl noch im Rahmen der Nachkalkulation zu korfigieren. Außerdem soll-
ten die kostenrechnenden Einrichtungen bis zur Klarstellung der Rechtslage
dokumentieren, warum und in welcher Höhe sie Kosten aus Derivatgeschäften
im Rahmen der Gebührenrechnung für ansatzfähig halten,



In diesem Zusammenhang weist der Landesrechnungshof auf ein Urteil des
Bundesgerichtshofs'l hin. Darin wird Beihilfe zum Betrug durch LJnterlassen
bei einer Anstalt des öffentlichen Rechts thematisiert. Exemplarisch soll hier
darauf hingewiesen werden, dass sich auch eine Kommune/ein öffenflich-
rechtlicher Zweckverband im Spannungsfeld von rechtmäßigen Kalkulationen
und rechtlichen Versäumnissen bei deren Erstellung und Nachkalkulation be-
wegt, welche durchaus zu ernsten Konsequenzen führen können.

Insbesondere Zweckverbände als öffen ich-rechfl iche Körperschatten mit
Anschluss- und Benutzungszwang (Einrichtungen der Daseinsvorsorge) dür-
fen sich nicht mit einem rein betriebswirtschafflich geführten privaten Betrieb
vergleichen. Die Zweckverbände milssen den Erforderlichkeitsgrundsatz für
alle Erlöse und Kosten eng für ihre Kernaufgaben auslegen. Die daraus resul"
tierende cebührenbelastung für den Bürger soll so gering wie möglich und
nur so hoch wie nötig ausfallen.

L Fazit der Datenerhebung
Der Landesrechnungshof hat bei der softwaregestüLten landesweiten Erhe.
bung festgestellt, dass die Kommunen und Zweckverbände der Trinkwasser_
versorgung/Abwasserbeseitigung des Landes Sachsen-Anhalt seit {999 in be_
trächtlichem Umfang derivative Finanzierungsinstrumente einsetzen.

Der Landesrechnungshof empfiehlt dem Landr verbindliche Regelungen zum
Einsab dedvativer Finanzinslrumente auf kommunaler Ebene zu erlassen und
z. B. auch für Derivatgeschäfle einen Genehmigungsvorbehalt durch die
Kommunalaufsicht einzuf{.ihren" Diese Regelungen sollten auch regelmäßige
Berichlspflichten enthalten, um auch auf kommunaler Ebene Transparenz
beim Einsat derivativer Finanzinstrumente herzustellen.

Außerdem sollten die Kommunen und Verbände die Einhallung dieser Vorga_
ben für Derivatgeschäfte ihrer Beteiligungsgesellschaflen entsprechend über
ihr Beteil igungsmanagement steuern.

'?Ivgl. BGH 5. Shaßenat vom 17.07.2009 - 5 SiR 394/08
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Der Landesrechnungshof empfiehlt allen Kommunen und Zweckverbänden,

die Derivatgeschä{te abgeschlossen haben, zu prüfen, ob sie

- die Vorgaben der Derivaterlasse des Ml LSA bei Abschluss und während

der Laufzeit einhielten bzw. einhalten,
- insbesondere spekulative Derivatgeschäfte abgeschlossen haben und

- der Kommune bzw. dem Zweckverband durch die Verstöße ein Schaden

entstanden ist. Sie sind ggf. gehalten, umgehend mögliche Schadenet-

satzsansprüche gegen die Banken und/oder auch Regressansprüche gegen

die verantwortlichen . Bediensteten gelten zu machen. Die zuständigen

Kommunalaufsichtsbehörden sollten diese Prüfungen unterstützen und

kontroll ieren sowie die entsprechenden Maßnahmen in Kommünen unter

25.000 Einwohnern initiieren, die infolge der Zuständigkeitsregelungen füf

die überörtliche Kommunalpüfung nicht Gegenstand dieser Prüfung wa-

ren.

Sofern Kommungn und Zweckverbände weiterhin derivative Finanzinstrumen-

te zur Zinssicherung einsetzen, sind sie gehalten, die entsprechenden Siche-

rungsvorkehrungen nach den Derivalerlassen des Ml LSA bzw" ein entspre-

chendes Risikomanagement umgehend zu implementieren und zukünftig zu

beachten. Für Derivatgeschäfte ihrer Beteiligungsgesellschaften müssen die

Kommunen und Verbände die entsprechenden Maßnahmen über ihr Beteil i-

gungsmanagement steuern,

Der Landesrechnungshof empfiehlt diesen Kommunen und Zweckverbänden,

bei der Prüfung, ob die Zinssicherung für sie wirtschaftlich ist, grundsätzlich

folgende Aspekte bei der Abwägung mit zu berücksichtigen:

Für kleinere Kommunen und Verbände ist es in der Regel nicht wirtschaft-

lich, das Fachwissen, das für den Umgang mit derivativen Finanzierungs-

instrumenten eforderlich ist, auf ihre Kosten vorzuhalten oder einzukau-

fen.

Kreditaufnahmen mit Fesbinsen, dle def Aufgabenerfüllung des Verban-

des dienen, sind im Rahmen der Gebühren- und Beitragsfinanzierung in

der Kalkulation pblbgf zu berücksichtigen.
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Die den kostenrechnenden Einrichtungen aus spekulatlven Derivatverträgen

entstandenen linanziellen Schäden sind ohne Ausnahme nicht gebührenfähig.

Die kostenrechnenden Einrichtungen sollten eine für Dritte nachvollziehbare
und transparente Prüfung der von den spekulativen Derivatgdschäften verur-
sachten Zusaekosten durchfllhren, Diese Kosten der spekulaliven Derivatge-
schäfte dürfen in zukünftige cebührenkalkulationen nicht eingehen und sind
ggf. noch im Rahmen der Nachkalkulation zu korrigieren.

s*tt-l
Barthel
Präsident

Tracums
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Land- Städte

(über 25.000 EW)

zv

LRH LSA prütungsberechligi gem. KVG LSFJ EWZahlen 1 1 1 8 50
Erhebung mit LimeSlrrvey 1T 47

Erhebung,,normale" Prüfung 0 0 2

Erhebung per Email/ Telelon 0 1
Gesamtzahl TeilnehmerDerivatprüfungr 79 1 1 1 8 50

Haben selbst Derivatgeschäfr e durchgefühd: 31
(in % der Efi ebungsteiinehmer): 39,2

3

(27,3)
8

(44.4)

20

(40,0)

Beteil'gungen haben Derivaigeschäfl e durchgefilhft 0 6'
Eigenbetriebe (EB) haben Derivatgeschäfte durchgeführt 0 1

Haben selbst Derivatgeschäfle mil negativen lvTarktweden 0 3" 8"

Können Höhe dieser negaliven l\,4arktwerte benennen 2 5

Können Höhe dieser neaativen l\,4arktwerte nicht benennen 3 "
Beteiligungen haben Def ivatgeschäfle rnit negativen

l\,4arkiwenen beendei

0 3

Konnen Hohe dieser negdliven lrlarkt\i/ene b€nennen 0

Können Höhe diesef neoaliven l\,4arktwerte nicht benennen 2 5
Kommunen/ Zweckverbände (bzw. ihre Beteilisungen

oder Eig€nbetriebe, deren Handeln den Kommunen/

Zweckverbänden zuzurechnen ist) haben Derivat-

geschäfte geüitigt 40rs

(in % der Erhebungsteilnehmer): 50,6

3

127,31

1 2

(66,7)

25

(50,0)

Kommunen/ Zweckverbände (bzw. ihre Beteiligungen

ocler Eigenbetriebe, deren Handeln den Kommunen/

Zweckverbänden zuzurcchnen ist) haben Derivat-
geschäfte mit negativen lt4arktwerten b€endet: 18'?0

(in % der Erhebungsteilnehmer): 22,8

0

(0,0) (27,81

1 3

{26,0)

Anlage 2: Grundsätzliche Ergebnisse der softwaregestü9ten Erhebung

'zvvt z\,2
? SG r,no rä'e Te hal-re veeeqel'/ SH rpe'sonFlla ProbFrer
' ZVJ (leclrnische Probleme)
' Srehe Anlage 3'  sc/ sD/ sE/sF/ sfJsu sN
" zvat zvEt zv\Nt zvot z.lN tlrt s N
' s F / s t / s J

" zv4 zvLt zvNt atot zvPi zvut zwt zw
' zvxt zvNt zvot zvut zw
'' zvu zvPtzw
" sD/ sF/sL
t' ZVCI ZVEI 1'IWIZVN Z,fi: Gesellschaäer der H GmbH, welche ein Derivaigeschäil m r negaiivem tL,tarknrert beendei hat

und überdessen Höhewegen qerchtlicherVerelnbarung kei.eAngabe machen kann.' "  sD

l:s ieheAntäsea



Anlage 3:

Kommunen und Zweckverbände, die selbst Derivatgeschäfte getätigt haben

Nr. Landkreis Stadt Zweckverband
SB

LKB sc AIB

LKC SF zvD
SG zvF

5 st zvG
0 SJ zvH
7 SM zvl
8 SN zvJ'
9 4tK
't0 zvL
t t

12 ZVN

t 3 zvo
14

1 5 vtQ

1 6 zvs
17 zvu
1 8

t 9 zvx
20 AJ'(

' Wegen lechnischer Schwleigk€iten Daten per Email srfasst.
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Anlage 5:

Kommunen und Afieckverbände (einschließlich Beteiligungen und Eigenbetriebe), die
Derivatgeschäfte mit negativen Marktwerten beendel haben

Nr. Stadt Zweckverband
SD zvx
SF zvc
sl zw
SJ zvL
SL ZVN

alo
7

8 A/R

ATf

10 zyu
1 1

1 2

1 3 zw


